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Bezirksregierung Düsseldorf 
40408 Düsseldorf 

Verteilung der Fördermittel 

 
Mit den Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 

der Verbraucherinsolvenzberatung vom 11.10.2021 wurde die Förderung 

von anerkannten Verbraucherinsolvenzberatungsstellen in Nordrhein-

Westfalen neu geregelt.  

Die im vorliegenden Erlass geregelte Verteilung der Fördermittel auf die 

Antragstellerinnen und Antragsteller steht unter dem Vorbehalt der Ent-

scheidung des Haushaltsgesetzgebers über das Haushaltsgesetz des 

Jahres 2026. 

1. Antragsberechtigt sind gem. Ziffer 3 der Förderrichtlinien Betreibe-

rinnen und Betreiber von anerkannten Verbraucherinsolvenzbera-

tungsstellen i.S.d. Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung 

(AG InsO), sofern sie einer der folgenden Gruppen angehören: 

- Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und ihnen ange-

schlossene Mitglieder 

- Körperschaften des öffentlichen Rechts 

- sonstige gemeinnützige Träger 

- die Verbraucherzentrale NRW 
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das folgende Förderjahr ausschließlich über das digitale Antrags-

verfahren des Fachverfahrens „familien.web“ (https://www.fami-

lien.web.nrw.de/) gestellt werden. 

3. Gefördert werden Personalausgaben für den Einsatz von Fach-

kräften. Diese sind bis zu einem jährlichen Förderhöchstsatz von 

59.000 Euro je Vollzeitäquivalent zuwendungsfähig. Förderfähig 

sind die Bruttopersonalausgaben, d.h. das Entgelt, der Arbeitge-

beranteil an der Sozialversicherung sowie sonstige auf die kon-

krete Fachkraft bezogene Personalausgaben (z.B. Vermögens-

wirksame Leistungen, Aufstockungsbeträge bei Altersteilzeit). 

 

4. Regionale Verteilung 

Die Fördermittel werden für ein bedarfsgerechtes regionales Bera-

tungsangebot auf die Kreise und kreisfreien Städte kalkulatorisch 

aufgeteilt. Dazu werden jeweils hälftig die Zahl der volljährigen Ein-

wohnerinnen und Einwohner sowie die Anzahl der volljährigen 

Empfängerinnen und Empfängern von SGB II- und SGB XII-Leis-

tungen im jeweiligen Referenzzeitraum (siehe dazu unter 8.) be-

rücksichtigt. 

Die aktualisierte regionale Verteilung wird jährlich im Juni mit Wir-

kung für das kommende Förderjahr veröffentlicht. Die regionale 

Verteilung für das Förderjahr 2026 ist diesem Erlass als An-

lage 1 beigefügt. 

5. Zuteilung auf die Beratungsstellen 

Innerhalb des Gebiets eines Kreises / einer kreisfreien Stadt wer-

den die zur Verfügung stehenden Fördermittel unter allen förderfä-

higen Antragsstellerinnen und Antragsstellern auf der Basis der im 
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ter 8.) gemeldeten Anzahl von Beratungsfällen verteilt. Die Förde-

rung erfolgt in Schritten von 0,25 VZÄ. Die VZÄ-Anteile werden 

dabei vollständig auf die antragsstellenden und förderfähigen Be-

ratungsstellen verteilt. 

6. Die Förderung einer Fachkraft erfolgt mit mindestens 0,25 VZÄ. 

7. Vorliegen eines Beratungsfalls i.S. dieses Erlasses 

Förderfähig sind ausschließlich abgeschlossene Verbraucherin-

solvenzberatungsfälle. Der Abschluss erfolgt dabei entweder 

durch eine erfolgreiche außergerichtliche Einigung oder durch das 

Ausstellen einer Bescheinigung des Scheiterns des außergericht-

lichen Einigungsversuchs durch die Beratungsstelle. Regelinsol-

venzen sind keine Beratungsfälle i.S. dieses Erlasses und dürfen 

daher bei den Fallzahlen nicht mitgezählt werden. 

7.1 Erfolgreiche außergerichtliche Einigungen zeichnen sich – in 

Abgrenzung zu erfolgreichen (Teil-)Regulierungen von Schulden 

im Rahmen der Schuldnerberatung – dadurch aus, dass es sich 

um eine Gesamtsanierung auf der Grundlage eines Plans handelt.  

 

Das bedeutet, dass es sich erstens um eine systematische, schrift-

liche Kontaktierung sämtlicher Gläubiger mit dem Ziel einer voll-

ständigen Schuldenregulierung handelt, welche den Anforderun-

gen an einen Schuldenbereinigungsplan i.S.v. § 305 InsO genügt. 

Dazu bedarf es eines schriftlichen (Gesamt-)Plans, der den ge-

richtlichen Anforderungen an einen Schuldenbereinigungsplan ge-

nügt, u.a. Auskünfte zu den Einkommens- und Vermögensverhält-
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zeitig besteht inhaltliche Gestaltungsfreiheit, wie eine mögliche Ei-

nigung mit den Gläubigern erreicht werden soll. 

 

Zweitens ist erforderlich, dass die Schuldenregulierung vor dem 

Hintergrund der konkreten Möglichkeit des Gangs in ein Verbrau-

cherinsolvenzverfahren erfolgt. Das bedeutet, dass Überschul-

dung vorliegt, dass das Verbraucherinsolvenzverfahren vom Rat-

suchenden grundsätzlich angestrebt wird und der Versand des 

Schuldenbereinigungsplans vor diesem Hintergrund erfolgt. 

 

Im Gegensatz dazu handelt es sich bei niedrigschwelligen Schul-

denregulierungen im Rahmen der Schuldnerberatung, etwa durch 

telefonische oder schriftliche Kontaktaufnahme mit einzelnen 

Gläubigern, nicht um außergerichtliche Einigungen i. S. d. Förder-

bestimmungen. Ebenso gelten Stundungen oder Teileinigungen, 

die keine dauerhafte Schuldenregulierung zur Folge haben, nicht 

als erfolgreiche außergerichtliche Einigungen. 

7.2 Bescheinigungen über das Scheitern des außergerichtlichen 

Einigungsversuchs werden im Falle des Scheiterns eines Eini-

gungsversuchs im Sinne von § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO ausgestellt. 

Sie sind gemäß der Anlage 2 zu diesem Erlass aktenkundig zu 

machen. 

Bei der Erfassung der Fälle sind die Ausführungen in der diesem 

Erlass beigefügten Anlage 2 „Anzahl abgeschlossener Beratungs-

fälle – Verbesserung der Datenqualität“ unbedingt zu beachten! 
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Der Referenzzeitraum ist jeweils das Vor-Vor-Jahr des Jahres, für 

das Förderung beantragt wird. (Bei einem Förderantrag für 2025 

ist 2023 maßgeblich, für 2026 das Jahr 2024 usw.) 

9. Die Fördermittel werden jährlich beantragt und bewilligt. 

10. Verwendung nicht abgerufener Fördermittel 

Werden die zur Verfügung stehenden Fördermittel in einzelnen 

Kreisen oder kreisfreien Städten nicht vollständig ausgeschöpft, 

kann die Bezirksregierung Düsseldorf im Rahmen ihres Ermes-

sens diese Mittel im Einzelfall zur Sicherstellung eines flächende-

ckenden Beratungsangebotes sowie der Vermeidung wirtschaftli-

cher Härten in allen Kreisen und kreisfreien Städten einsetzen. 

Dazu können Stellen, die im Vergleich zum Vorjahr aufgrund be-

sonderer Umstände Verluste hinnehmen müssen (reguläre Förde-

rung), ausnahmsweise einen Ausgleich dieser Verluste erhalten. 

 

Eine Präjudizwirkung im Hinblick auf die Folgejahre besteht nicht. 

Eine separate Antragstellung der betroffenen Beratungsstellen ist 

nicht erforderlich. 

 

Weiterhin können diese Mittel eingesetzt werden, um nach Ende 

der Antragsfrist eingehende Anträge auf Förderung zu bedienen. 

Dazu können in denjenigen Kreisen und kreisfreien Städten, in de-

nen die Fördermittel noch nicht vollständig ausgeschöpft sind, För-

dermittel bis zum 30.06. des laufenden Förderjahres beantragt 

werden. 
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Der Erlass zur Fördermittelverteilung vom 25.06.2024 tritt mit dem 

Tage der Veröffentlichung dieses Erlasses außer Kraft. 

Hinweis: 

Es erfolgt zeitnah ein gesonderter Erlass zu erweiterten Fördermöglich-

keiten von Fachkräften vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels. Die-

ser thematisiert die Erweiterung des Berufekatalogs i.S.v. Ziffer 4.1 der 

Förderrichtlinien (vgl. dazu bereits den Erlass vom 02.12.2024, 

https://www.mkjfgfi.nrw/system/files/media/document/file/erlass_berufe-

katalog_021224.pdf) sowie die Förderfähigkeit von Rentner:innen.  

 

Im Auftrag 
 
 
 
 

Regina Vogel 
 
 
Anlagen: 

– Regionale Verteilung der Fördermittel für das Förderjahr 2026 
– Information: Anzahl abgeschlossener Beratungsfälle – Verbesse-

rung der Datenqualität 
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Anzahl abgeschlossener Beratungsfälle – Verbesserung der Daten-

qualität 

 

Anfang 2024 hat der Landesrechnungshof die Förderung der Verbrau-

cherinsolvenzberatung überprüft. Dabei wurde im Rahmen von Vor-Ort-

Prüfungen festgestellt, dass bei der Mehrzahl der geprüften Beratungs-

stellen die gemeldeten Daten zur Anzahl, Art und Erledigung von Bera-

tungsfällen nicht nachvollziehbar belegt werden konnten. Eine Prüfung 

des MKJFGFI, in deren Rahmen die Anzahl von Bescheinigungen über 

gescheiterte außergerichtliche Einigungen, die die geförderten Bera-

tungsstellen im Rahmen des Antragsverfahrens im Familien.web ange-

geben haben, mit der amtlichen Statistik1 verglichen wurde, hat darüber 

hinaus in vielen Fällen zu unplausiblen Ergebnissen geführt:  

 

Beim Vergleich der beiden Datensätze wurde deutlich, dass in einigen 

Kreisen im Kalenderjahr z.T. erheblich mehr Bescheinigungen ausgestellt 

worden sein sollen, als Verbraucherinsolvenzverfahren beantragt wur-

den.  

 

Selbst unter Berücksichtigung bestimmter statistischer Unschärfen wirft 

dies z.T. erhebliche Zweifel an der Richtigkeit der Fallzahlen in den be-

troffenen Kreisen auf. Dies gilt nicht zuletzt deswegen, weil neben den 

geförderten Beratungsstellen noch weitere anerkannte Beratungsstellen 

sowie Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Bescheinigungen ausstel-

len. 

 

 
1 https://www.landesdatenbank.nrw.de 
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betroffenen Kreisen und Städten ausgewählte Beratungsstellen zur Plau-

sibilisierung ihrer im Rahmen des Förderverfahrens gemachten Angaben 

aufgefordert. Dabei konnten Beratungsfälle in z.T. erheblichem Umfang 

nicht nachgewiesen werden. 

 

Wie sich aus den Förderrichtlinien für die Verbraucherinsolvenzberatung 

in Verbindung mit dem jeweils gültigen Erlass zur Verteilung der Förder-

mittel ergibt, sind die Fallzahlen für die Verteilung von Fördermitteln von 

unmittelbarer Bedeutung. Seit dem Förderjahr 2022 werden in denjenigen 

Kreisen, in denen die zur Verfügung stehenden Vollzeitäquivalente nicht 

für alle Antragstellenden ausreichen, die Fördermittel anhand der im An-

trag angegebenen abgeschlossenen Beratungsfälle verteilt.  

 

Unzutreffende Fallzahlen haben damit unmittelbaren Einfluss nicht nur 

auf die eigene Förderung, sondern auch auf die Förderung anderer Bera-

tungsstellen im Kreis bzw. in der Stadt.  

 

Aus diesem Anlass wird an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich auf die 

Definition eines Beratungsfalles in Ziffer 7 des vorstehenden Erlasses hin-

gewiesen. 

 

Klarstellender Hinweis: 

Da es aus unterschiedlichen Gründen zu Abweichungen zwischen den 

Anforderungen der Bundesstatistik und den förderrelevanten Fallzahlen 

im Sinne der Landesförderung kommt bzw. kommen kann (beispiels-

weise: fehlende Einwilligung im Sinne der Bundesstatistik, unterschiedli-

che Definition einer erfolgreichen außergerichtlichen Einigung), ist eine 

ungeprüfte Übernahme der im Rahmen der Bundesstatistik gemeldeten 

Fallzahlen in den Förderantrag nicht ausreichend. Vielmehr ist anhand 

einer aus der Fachsoftware zu generierenden Liste konkret zu ermitteln, 
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erfolgreiche außergerichtliche Einigung oder das Ausstellen einer Schei-

ternsbescheinigung im Sinne des beigefügten Erlasses abgeschlossen 

wurden. Das Datum der Bescheinigung ist für die Zuordnung zum jewei-

ligen Referenzzeitraum maßgeblich.  

 

Bitte machen Sie sich im Vorfeld der Antragstellung für 2026 (erneut) 

mit diesen Vorgaben vertraut und stellen Sie korrekte Fallzahlen im 

Förderantrag sicher.  

 

Wenden Sie sich bei Fragen an die Bezirksregierung Düsseldorf.  

 

Bezirksregierung und MKJFGFI werden die Fallzahlen für das Förderjahr 

2026 mit besonderer Aufmerksamkeit prüfen. Betroffene Beratungsstel-

len werden bei Auffälligkeiten zur Plausibilisierung der angegebenen Fall-

zahlen durch die Vorlage einer anonymisierten Liste abgeschlossener 

Beratungsfälle aufgefordert. Aus dieser müssen die einzelnen Beratungs-

fälle eindeutig identifizierbar hervorgehen. Weitere Maßnahmen, wie 

etwa Stichproben oder Vor-Ort-Prüfungen, sind ausdrücklich vorbehalten. 

 

Erweisen sich die Angaben zu den Fallzahlen als nicht zutreffend, wird 

die Bezirksregierung eine Ablehnung des Förderantrages bzw. eine die 

Rücknahme des Zuwendungsbescheides nach § 48 des Verwaltungsver-

fahrensgesetzes NRW prüfen. Wenn bei richtigen oder vollständigen An-

gaben der Zuwendungsbescheid nicht ergangen oder die Zuwendung in 

geringerer Höhe bewilligt worden wäre, wird die Zuwendung, auch wenn 

sie bereits verwendet worden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zu-

rückgefordert.  


